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Fall Melnitschenko Am Montag be-
richtete diese Zeitung, dass das
Staatssekretariat für Wirtschaft
den Zuger Düngemittelkonzern
Eurochem anders als mehrere
EU-Länder nicht als sanktioniert
betrachtet – obwohl die sankti-
onierte OligarchengattinAlexan-
dra Melnitschenko teils Besitze-
rin, teils Begünstigte der Firma
ist. Nur einen Tag später verab-
schiedete die Aussenpolitische
Kommission des Nationalrats
nun eine Kommissionsmotion,
die diese Praxis bei den Russ-
land-Sanktionen stoppen will.

Die Motion initiiert hatte die
SP. Die Aussenpolitische Kom-
mission hat sie mit neun zu acht
Stimmen bei sechs Enthaltungen
angenommen.

Auch im Zuger Kantonsparla-
ment haben die Enthüllungen
Folgen. Die Fraktion derAlterna-
tiven – die Grünen hat eine Inter-
pellation eingereicht. Sie wollen
vom Regierungsrat unter ande-
rem Auskunft über die Rolle von
Finanzdirektor Heinz Tännler.
Dieserhattemit einerKontaktver-
mittlungversucht, derEurochem
einKonto bei derZugerKantonal-
bank zu ermöglichen. (bro/oz)

Kommission will
Schlupfloch bei
Sanktionen stopfen

Iran Die Schweiz soll die EU-
Sanktionen gegen den Iran über-
nehmen. Das forderte die Mehr-
heit derAussenpolitischen Kom-
mission desNationalrats (APK-N)
in ihrer gestrigen Sitzung. Auch
will sie vom Bundesrat verlangen,
die Zivilgesellschaft in Iran im
Kampf für Frauen- und Men-
schenrechte zu unterstützen.

DieAPK-N entschied mit 17 zu
6 Stimmen, die Landesregierung
brieflich aufzufordern, die von
der EU im Zusammenhang «mit
der brutalen Unterdrückung von
Demonstrierenden» ergriffenen
Sanktionen zu übernehmen,wie
die Parlamentsdienste gestern
mitteilten. Auch auf die Unter-
stützung der iranischen Zivil-
gesellschaft hält die National-
ratskommission den Finger: Mit
einer mit 18 zu 5 Stimmen ver-
abschiedeten Motionwill sie den
Bundesrat beauftragen, Mass-
nahmen zu ergreifen, um die
Menschen im Iran im Kampf für
Frauenrechte und Menschen-
rechte zu unterstützen. (sda)

Mehrheit für
Übernahme der
EU-Sanktionen

Nina Fargahi

Dolmetschen ist Präzisionsarbeit.
Vorallem imStaatssekretariat für
Migration (SEM), denn hier geht
esmanchmal umLebenoderTod.
Sprachliche Missverständnisse
können imschlimmstenFall dazu
führen, dass Verfolgte keinen
Schutz erhalten. Wer in der
Schweiz einAsylgesuch stellt und
die hiesigen Sprachen nicht
spricht, ist auf Übersetzerinnen
und Übersetzer angewiesen. Das
SEM hat fast 600 Dolmetschen-
de unter Vertrag, etwas mehr als
300 sind durchschnittlich pro
Monat im Einsatz.

Eine von ihnen ist die Zürche-
rin Zarina Tadjibaeva.Weil sie in
Tadschikistan aufgewachsen ist,
spricht sie fliessendRussischund
Persisch. Sprachen, die zurzeit
häufig beim SEM benötigt wer-
den, weil viele Geflüchtete aus
diesen Sprachregionen stammen.
Genauer aus derUkraine und aus
Afghanistan,woderpersischeDi-
alekt Dari gesprochen wird. Die
Zahl der Flüchtlinge aus diesen
beiden Ländern ist seit einigen
Wochen besonders hoch.

Menschen und Vögel
sind ähnlich
«Morgens Russisch,nachmittags
Persisch», beschreibt Tadjibaeva
ihrenderzeitigenBerufsalltag.Sie
arbeitet seit über20 Jahren als Be-
hörden- und Gerichtsdolmet-
scherin.Auf ihremProfil steht der
Kompetenzgrad «schwierig»,was
bedeutet, dass sie auch für kom-
plexe Übersetzungen eingesetzt
werden kann. Soeben ist sie von
einem Einsatz in Basel zurückge-
kommen. Über ihre Fälle darf sie
nicht reden. «Schweigepflicht»,
kommentiert die 47-Jährige.

Und weil sie dennoch etwas
sagen will, macht sie Kunst.

«Die Kunst ist die Sprache der
Sprachlosen», sagt sie. So hat
Tadjibaeva ihren Alltag als Be-
hörden- und Gerichtsdolmet-
scherin inTheaterstücken verar-
beitet. In Zürich erhielt sie ihre
Schauspiel- und Gesangsausbil-
dung. In ihrem Programm «Za-
rina zeigt den Vogel» nimmt sie
das SchweizerAsyl- und Flücht-
lingswesen auf die Schippe und
bringt fluchende Richter, skepti-
sche Befrager und verunsicher-
te Gesuchstellende auf die Büh-

ne.Niemand ist erkenntlich, und
doch erkennen sich viele in ih-
ren Figuren.

Da ist die esoterisch ange-
hauchte Russin Olga, die es mit
demÜbersetzennicht sehrgenau
nimmt und überall ein «Busi-
ness»wittert. Sie arbeitet neben-

bei als Schlepperin, Eventmana-
gerin und Heilerin. Da ist die un-
sensible Befragerin, die sich am
Leid der Asylsuchenden ergötzt.
Oder Professor Doktor Doktor
Azad,der iranische Besserwisser,
dessen subtilerRassismus sich in
Kommentaren über Flüchtlinge

aus arabischenLändern zeigt.Alle
Figuren sind vielschichtig,
manchmal klischiert, manchmal
überraschend.

«Die Menschen haben immer
gute und schlechte Eigenschaf-
ten, egal, ob sie Behördenvertre-
ter, Flüchtlinge oder Anwälte

sind», sagt Zarina Tadjibaeva.
Immer wieder vergleicht sie das
soziale Verhalten der Menschen
mit dem der Vögel: So bezeich-
net sie die elegante Richterin als
Schnee-Eule, den Angeklagten
als plusternden Truthahn, den
gut gekleidetenAnwalt als Man-
darinente.

Gleichzeitig hinterfragt sie die
behördlichen Befragungsmetho-
den, «weil sie immervon derPrä-
misse ausgehen, dass die Flucht-
gründe anzuzweifeln sind». Ko-
mödiantisches vermischt sich
mit der Kritik an Missständen.
Eine Gratwanderung, die Tadji-
baeva nicht fürchtet. Im Gegen-
teil, sie begeht sie tanzend und
singend.

Bund bleibt gegenüber
dem Iran passiv
Allerdings beschäftigt sie derzeit
weniger die Kunst und ihre Dol-
metschertätigkeit. Sondern die
Situation im Iran. Seit mehr als
zwei Monaten finden im ganzen
Land Aufstände gegen das isla-
mische Regime und gegen den
Kopftuchzwang statt.Die Macht-
haberversuchen,die Proteste nie-
derzuschlagen. Tadjibaeva holt
ihr Telefon hervor und geht auf
die Website des Aussendeparte-
ments (EDA). «Hier steht es», sagt
sie. Das EDA unter Bundesrat
Ignazio Cassis hat sich im Febru-
ar 2020 zum Ziel gemacht, sich
im «für die Schweiz wichtigen
Land Iran» für «Frieden und
Menschenrechte» einzusetzen,
und zwar bis 2023.

Sie schüttelt den Kopf: «War-
umsetzt sichderBund solcheZie-
le, die ernicht einhaltenwill?» So
hat die Schweiz die EU-Sanktio-
nen gegen die Islamische Repu-
blik aufgrund der schweren Men-
schenrechtsverletzungen nicht
übernommen. «Wenn der Bund
weiterhin passiv bleibt, muss er
bald sehr viel mehr Dolmetsche-
rinnen und Dolmetscher anstel-
len»,sagt sie ironisch.DieSchweiz
müsse alles daransetzen, dieses
Blutbad zu stoppen.

Tadjibaeva ist, wie sie sagt,
nicht nur Behördendolmetsche-
rin, die sich in ihrem Berufsalltag
zur Neutralität verpflichtet. «Da-
neben bin ich Künstlerin, Iran-
Liebhaberin, Schweizerin und
Mensch–und als solchemuss ich
Stellung beziehen.»

Morgens Russisch, nachmittags Persisch
Porträt einer Dolmetscherin Sie übersetzt aus dem Russischen und aus dem Persischen. Wegen der vielen
Asylgesuche ist Zarina Tadjibaeva im Dauereinsatz. Was sie Tag für Tag erlebt, verarbeitet sie künstlerisch.

Zarina Tadjibaeva: Sie arbeitet als Behördendolmetscherin – und abends als Schauspielerin. Foto: Silas Zindel

Was gilt nun: Müssen wir be-
fürchten, dass es diesen Winter
an Strom und Gas mangelnwird?
Oder ist die Gefahr gebannt?

Ein eindringlicher Appell
kommt nun aus den Kantonen:
«Es ist noch zu früh,Entwarnung
zu geben», sagt Jan Flückiger,Ge-
neralsekretär der Konferenz der
kantonalen Energiedirektoren
(EnDK). Es gebe zu viele Unsi-
cherheiten, sagt Flückiger. Un-
klar ist etwa:
— wann die französischen Kern-
kraftwerkewieder ans Netz kom-
men,
— wie kalt der Winter wird,
— wie stabil die Schweizer Mei-
ler laufen,
— wie schnell sich die Gasspei-
cher leeren.

Die Kantone teilen also die Ein-
schätzung von Werner Lugin-
bühl. Der Präsident der Elektri-
zitätskommission hat diese
Woche gemahnt, es bestünden
weiterhin «unkalkulierbare Ri-
siken». Unklar ist, ob diese War-
nung in der Bevölkerung an-
gekommen ist, gibt es doch von-
seiten der Behörden auch ein
anderes Signal: Wir müssen vor
diesem Winter nicht mehr wirk-
lich zittern.

Warum?Am 2.November liess
der Bund, gestützt auf eine neue
Swissgrid-Studie, verlauten, die
Stromversorgungslage im Win-
ter sei «angespannt, aber nicht
gravierend gefährdet». Eine pro-
blematische Botschaft sei dies,
finden die Energiedirektoren.

«Durch diese Kommunikation ist
der falsche Eindruck entstanden,
wir hätten alles bereits definitiv
überstanden», sagt EnDK-Ge-
neralsekretär Flückiger. Das er-
schwere das Leben der Energie-
direktoren, welche Bevölkerung
und Wirtschaft weiterhin zum
freiwilligen Strom- und Gasspa-
ren gewinnen wollten.

Das federführende Bundesamt
für Energie (BFE) ist sich keiner-
lei Schuld bewusst. Es sei seine
Aufgabe, Informationen wie bei
dervorliegenden Studie transpa-
rent und rasch mitzuteilen, sagt
Sprecherin Marianne Zünd.
«Undwir haben dabei keinesfalls
kommuniziert, dass es im Win-
ter nun sicher gar keine Proble-
me geben wird. Wir haben also
keine Entwarnung gegeben.» In
der Tat steht in der Mitteilung
des Bundes vom 2. November,
Versorgungsengpässe könnten
trotz allem «nicht ausgeschlos-
sen werden».

EnDK-Generalsekretär Flücki-
ger entgegnet, das BFE hätte
besagte Studie kommunikativ
besser einbetten können, im Sin-

ne von: Es gebe Anzeichen der
Entspannung, die Situation blei-
be aber angespannt, weil es vie-
le unwägbare Risiken gebe.

Das Dilemma der Behörden
Die Kritik aus den Kantonen ist
nicht zuletzt Ausdruck eines Di-
lemmas, in demsichderBundbe-
findet.Wie kommunizieren,dass
die Lageweiterhin ernst ist – und
dabei trotzdem nicht dramatisie-
ren? Tatsache ist: Das BFE hat in
denMedien klargestellt, einevoll-
ständige Entwarnung gebe es
nicht, Haushalte und Wirtschaft
sollten weiterhin Strom sparen.
Zuletzt hat es aber gesagt, der
Sparappell erfolge auch mit Blick
auf den Winter 2023/24 – weil
nicht sicher sei, ob es gelinge, die

Gasspeicher im nächsten Jahr
wieder aufzufüllen.

Gerade dieserHinweis auf den
übernächsten Winter könnte bei
vielen den Eindruckverstärkt ha-
ben, dass die Gefahr fürdie kom-
menden Monate aus derWelt ist.
Dazu kommen Medien, welche
bereits die «grosse Entwarnung»
für diesen Winter verkündet ha-
ben. Brisanterweise haben auch
einzelne Energiedirektoren zu
diesem Bild beigetragen. Zürichs
Baudirektor Martin Neukom
(Grüne) mahnte zwar letzte Wo-
che, bei den Sparbemühungen
nicht nachzulassen.Doch gleich-
zeitig versprühte erOptimismus:
FürdiesenWinter sehe es gut aus.

Stefan Häne

Strom sparen oder nicht? Kantone kritisieren Kommunikation des Bundes
Risiko Mangellage Die Schweiz kommt wohl ohne Energiemangel durch denWinter – oder etwa doch nicht?

«Wir haben
keine Entwarnung
gegeben.»
Marianne Zünd
Sprecherin Bundesamt für Energie
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